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Berliner Senat beschließt Bundesratsinitiative zur Ergänzung des
Grundgesetzes
LSVD+ fordert alle Entscheidungsträger*innen in der Union auf, Regenbogen zu
bekennen!

Berlin, 01.07.2025. Heute hat der Berliner Senat beschlossen, die seit langem angekündigte

Bundesratsinitiative zur Stärkung des Schutzes lesbischer, schwuler, bisexueller, trans* und

intergeschlechtlicher sowie weiterer queerer Menschen (LSBTIQ*) im Grundgesetz zu starten.

Hierzu soll Artikel 3, Absatz 3 um das Merkmal der "sexuellen Identität" ergänzt werden.

Geplant ist, dass die Ergänzung am 11. Juli in den Bundesrat eingebracht wird. Damit die

Verfassungsänderung gelingt, ist eine Zwei-Drittel-Mehrheit sowohl im Bundesrat als auch im

Bundestag erforderlich. Patrick Dörr kommentiert hierzu für den Bundesvorstand des LSVD+

  - Verband Queere Vielfalt:

“LSBTIQ* im Grundgesetz explizit zu schützen, ist dringender denn je! Hassrede in sozialen

Medien, Beleidigungen auf der Straße und auch tätliche Angriffe auf queere Menschen

nehmen in erschreckendem Maße zu. CSDs werden vermehrt zur Zielscheibe rechtsextremer

Gruppierungen. Im Bundestag ist die zweitstärkste Fraktion eine, die Hass gegen alles

vermeintlich Fremde und damit auch gegen LSBTIQ* schürt. Die Geschichte hat uns gezeigt,

dass das Grundgesetz in seiner jetzigen Form kein hinreichender Schutz ist: Auch in der

Bundesrepublik wurden queere Menschen ausgegrenzt, systematisch verfolgt und ins Gefängnis

gesteckt. Es ist Zeit, dass die Politik diese Schutzlücke endlich schließt! 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Berliner Landesregierung aus CDU und SPD unter dem

Regierenden Bürgermeister Kai Wegner nun Bewegung in die Debatte bringt. Nun müssen sich

zunächst die anderen Bundesländer positionieren, ob sie einen besseren Schutz von LSBTIQ* im

Grundgesetz wollen, oder eben nicht. Dabei ist für uns klar: Die vorgeschobenen Argumente, dass

der bisherige Schutz doch ausreiche, sind für uns nicht stichhaltig. Sie verkennen, dass sich auch

die Mehrheiten in den Parlamenten, die Zusammensetzung des Verfassungsgerichts und nicht

zuletzt die gesamtgesellschaftliche Stimmung drehen können. Diese Legislatur ist womöglich die

letzte Chance, um ein für alle Mal klarzustellen und festzuzurren: Die gesamte queere Community

muss unter den expliziten Schutz des Grundgesetzes gestellt werden.

SPD, Grüne, Linke und FDP haben sich klar für eine Ergänzung des Grundgesetzes

ausgesprochen, und auch in der Union haben sich bedeutende Stimmen wie Hendrik Wüst, Daniel

Günther und Boris Rhein klar dafür positioniert. Zuletzt hat auch die saarländische CDU einen

entsprechenden Antrag im Saarbrücker Landtag unterstützt. Wir fordern daher die Union auf,

endlich offen in der Partei über die Ergänzung von Artikel 3 des Grundgesetzes zu diskutieren.

Nach Jahrzehnten queerfeindlicher Verfolgung, für die gerade auch die Union Verantwortung

trägt, ist sie dies der queeren Community schuldig. Wer diese Demokratie schützen will, muss

auch LSBTIQ* schützen wollen. Wir vom LSVD+  fordern alle Entscheidungsträger*innen in der

Union auf, dem Beispiel der Berliner CDU zu folgen und Regenbogen zu bekennen!”
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Auch der LSVD Verband Queere Vielfalt Berlin-Brandenburg begrüßt die Bundesratsinitiative

des Berliner Senats ausdrücklich und ruft die anderen Länder auf, diesem Beispiel zu folgen.

Patrick Müller-Kampa vom Landesvorstand erklärt:

„Wir begrüßen ausdrücklich, dass Berlin als Regenbogenhauptstadt mit gutem Beispiel vorangeht.

Der Vorstoß des Senats ist ein starkes Signal an den Bundesrat und ein längst überfälliger Schritt

für die Grundrechte queerer Menschen. Unsere Stadt lebt von Vielfalt – dieser Realität muss auch

das Grundgesetz endlich Rechnung tragen. Jetzt ist die Zeit, den Schutz von LSBTIQ* verbindlich

und unmissverständlich zu verankern.“

Weiterlesen:

- https://www.lsvd.de/de/politik/gesetzgebung/artikel-3-gg-ergaenzen [/de/politik/gesetzgebung/

artikel-3-gg-ergaenzen]

- https://www.zusammen-fuer-gerechtigkeit.de/ [https://www.zusammen-fuer-gerechtigkeit.de/]

Der LSVD+ – Verband Queere Vielfalt e.V. ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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